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Übungsfälle zur Veranstaltung „Die Beteiligungsrechte des Betriebsrats“

Fall 4:
Die X-GmbH betreibt ein mittelständisches Unternehmen, beschäftigt in ihrer einzigen Betriebsstätte in München insgesamt 310 Mitarbeiter und hat seit längerem einen Betriebsrat.

Aufgrund einer verschlechterten Auftragslage sieht sich die X-GmbH gezwungen, Rationalisierungsmaßnahmen in Form von Personaleinsparungen einzuleiten. Sie vereinbart deshalb mit dem Betriebsrat einen Interessenausgleich und einen Sozialplan. Der Sozialplan sieht Abfindungen im üblichen Umfang für Arbeitnehmer vor, denen infolge der Rationalisierungsmaßnahme gekündigt wird. Ergänzend zu diesem Sozialplan schließen die Betriebsparteien eine freiwillige Betriebsvereinbarung, nach der sich die Abfindung um ein Monatsgehalt erhöht, sofern der gekündigte Arbeitnehmer den Verzicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage erklärt.
Mit Schreiben vom 28.3.2011 kündigt die X-GmbH dem Arbeitnehmer A zum 31.5.2011 und zahlt ihm die ihm zustehende Abfindung aus dem Sozialplan aus. A fühlt sich ungerecht behandelt und erhebt Kündigungsschutzklage. Zugleich verlangt er die Zusatzabfindung aus der freiwilligen Betriebsvereinbarung. A ist der Meinung, die Verknüpfung der Abfindung mit dem Verzicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage verstoße gegen das Gleichbehandlungsgebot des § 75 I BetrVG sowie das Maßregelungsverbot des § 612a BGB und sei somit unzulässig.
Hat A gegen die X-GmbH einen Anspruch auf die Zusatzabfindung?
Hinweis:

Die folgende Lösungsskizze ist nicht ausformuliert, sondern enthält nur die wesentlichen Stichworte. In der Abschlussklausur, die aus zwei Fällen mit vergleichbarem Schwierigkeitsgrad besteht, wird ein ausformulierter Text im Gutachtenstil erwartet (vgl. dazu auch das seit Semesterbeginn angebotene Begleitkolleg, das sich primär an Sozialwissenschaftler richtet, aber auch anderen Studenten offen steht).

Anspruch von A gegen X auf Zahlung der Zusatzabfindung
aus der BV (§ 77 IV 1 BetrVG)
I. (Ehemaliges) Arbeitsverhältnis zwischen X und A
II. Erfüllung der allgemeinen Voraussetzungen der BV:

Kündigung des A infolge Rationalisierung

III. Zusatzvoraussetzung:

Verzicht auf Kündigungsschutzklage

1. An sich (-): A hat nicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage verzichtet
2. Unwirksamkeit dieser Regelung in der BV, so dass A ggf. doch einen Anspruch hat?
a) Grundsatz:

Sozialplanleistungen iSv § 112 I 2 BetrVG können nicht vom Verzicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage abhängig gemacht werden
· Arg.: Sozialplan hat ieL Ausgleichs- und Überbrückungsfunktion, nicht aber eine „Bereinigungsfunktion“: individualrechtlicher Verzicht auf gerichtliche Überprüfung der Kündigung würde diesem Zweck nicht gerecht: 
· wirtschaftl. Nachteile von AN, die nach verlorener Kündigungsschutzklage ihren Arbeitsplatz verlieren, sind nicht geringer, als die Nachteile von AN, die keinen Kündigungsschutzprozess führen

· Keine Abweichung durch § 1 a I KSchG, weil es sich hierbei um einzelvertraglich vereinbarte Abfindung für die Hinnahme der Kündigung handelt; dher nicht mit Sozialplanabfindung vergleichbar

· b) ABER:
·  hier freiwillige BV, die Verzicht auf Erhebung einer Kündigungsschutzklage regelt
· Grds. Befugnis zur Regelung folgt aus § 88 BetrVG

· Verstoß gegen § 75 I 1 BetrVG?

· (-) Unterscheidung gerechtfertigt durch Regelungszweck, eine schnelle rechtliche und wirtschaftliche Abwicklung der Beendigung des Arbeitsverhältnisses herbeizuführen (Planungssicherheit)
· Verstoß gegen § 612 a BGB?

· (-) Verzicht auf Kündigungsschutzklage stellt kein von Rechtsordnung missbilligtes Rechtsgeschäft dar, wie § 1a KSchG zeigt: AN hat weiterhin die freie Wahl der Ausübung seiner Rechte

· Umgehung des Verbots, Sozialplanabfindungen von Verzicht auf Kündigungsschutzklage abhängig zu machen?

· Umgehung kann insb. vorliegen, wenn der Sozialplan keine angemessene Abmilderung der wirtschaftlichen Nachteile vorsieht od. Anhaltspunkte bestehen, dass aus dem Finanzvolumen bzgl. des Sozialplans Mittel für den Anreiz bzgl. des Verzichts auf die Kündigungsschutzklage einbehalten wurden; hier keine Anhaltspunkte ersichtlich, insb. bestand wirksamer und ausreichender Sozialplan iSd § 112 I 2 BetrVG
c) Ergebnis:

Regelung in BV ist wirksam:
Kein Anspruch des A auf Zahlung einer Zusatzabfindung
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